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617. Kundmachung: Änderungen der Statuten der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für
die Finanzierung von Eisenbahnmaterial

6 1 8 . Kundmachung: Beitritt Portugals zum Europarat
6 1 9 . Kundmachung: Änderung der Satzung des Europarates
6 2 0 . Abänderung des Anhangs G des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Frei-

handelsassoziation
(NR: GP XIV RV 134 AB 172 S. 22. BR: AB 1520 S. 351.)

6 2 1 . Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Türkischen
Republik über Soziale Sicherheit
(NR: GP XIII RV 1276 AB 1361 S. 121. BR: AB 1264 S. 336.)

6 2 2 . Übereinkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Sozialistischen Republik Rumänien über die Zusammenarbeit auf wissen-
schaftlich-technischem Gebiet

6 2 3 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Ministerium für Industrien, Handel und Integration der Republik Ecuador
andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und
die handwerkliche Herstellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

617.
Kundmachung des Bundeskanzlers vom 9. November 1976 betreffend Änderungen der
Statuten der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahn-

material

Die am 19. Feber 1976 in Basel abgehaltene außerordentliche Generalversammlung der „EURO-
FIMA", Europäische Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial, hat folgende Ände-
rungen der eine Anlage zum Abkommen über die Gründung der „EUROFIMA", Europäische
Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial, bildenden Statuten, BGBl. Nr. 85/1961,
in der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 248/1965 und 159/1971 beschlossen:

Artikel 5

Das Grundkapital der Gesell-
schaft beträgt 500 Millionen
Schweizerfrariken. Es ist einge-
teilt in 50000 Aktien mit einem
Nennwert von 10000 Schwei-
zerfranken.

Die Aktien sind nach Vor-
nahme der dritten Kapitalerhö-
hung (1976) wie folgt verteilt:

16 310
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Artikel 30

Von dem nach Vornahme der
Abschreibungen verbleibenden
Jahresgewinn werden vorerst
5 Prozent dem ordentlichen
Reservefonds zugewiesen, bis
dieser ein Fünftel des einbe-
zahlten Grundkapitals erreicht.
Der ordentliche Reservefonds
darf nur zur Deckung von Ver-
lusten herangezogen werden.

Aus dem Rest wird sodann
auf den Aktien eine Dividende
von höchstens 4°/o ausbezahlt.

Der verbleibende Überschuß
wird zur Speisung einer Speziai-
reserve (Garantiereserve) ver-
wendet, sofern die Generalver-
sammlung nicht anders be-
schließt.

Die Änderung der Art. 5 und 30 zweiter Absatz ist gemäß Art. 2 lit. d des Abkommens über
die Gründung der „EUROFIMA" am 7. August 1976 in Kraft getreten.

Kreisky

6 1 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 9. November 1976 betreffend den

Beitritt Portugals zum Europarat
Nach Mitteilung des Generalsekretärs des

Europarates hat Portugal am 22. September 1976

seine Beitrittsurkunde zur Satzung des Europa-
rates (BGBl. Nr. 121/1956, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 110/
1975) hinterlegt.

Kreisky

6 1 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 9. November 1976 über die Änderung
der Satzung des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates wurde die Satzung des Europarates,
BGBl. Nr. 121/1956, in der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 253/1965, 40/1971, 150/1971
und 111/1975 wie folgt geändert:

Art. 26 hat zu lauten:
(Übersetzung)

„ARTIKEL 26

Die Mitglieder haben An-
spruch auf die nachstehend an-
gegebene Zahl von Sitzen:
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Gemäß Art. 41 Absatz d der Satzung ist der abgeänderte Wortlaut des Art. 26 der Satzung
am 2. Oktober 1976 in Kraft getreten.

Kreisky

620.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

Abänderung des Anhangs G des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Frei-
handelsassoziation *)

(Übersetzung)

EUROPAISCHE FREIHANDELS- EFTA/DC 8/75
ASSOZIATION 1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 8/1975

(In der 26. gemeinsamen Sitzung am 6. No-
vember 1975 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS G DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,
gestützt auf das Ersuchen der Regierung

Portugals, das dem Rat und dem Gemeinsamen
Rat bei der 17. gemeinsamen Sitzung vorgelegt
wurde,

vom Wunsche geleitet, die weitere Entwick-
lung der Industrie Portugals zu fördern und
somit die Wirschaft Portugals zu stärken,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 100/1960
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gestützt auf die Bestimmungen des Artikels 44
des Übereinkommens

BESCHLOSSEN:
1. Die in der Anlage vorgesehene Abänderung
des Anhangs G des Übereinkommens wird hier-
mit genehmigt und den Mitgliedstaaten zur
Annahme unterbreitet.

2. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS- Anlage zu
ASSOZIATION EFTA/DC 8/75

ABÄNDERUNG DES ANHANGS G DES
ÜBEREINKOMMENS

1. Anhang G des Übereinkommens wird durch
folgenden neuen Absatz 6bis ergänzt:

„6bis. Unbeschadet der Bestimmungen der
Absätze 4 und 6 kann der Rat Portugal über
dessen Antrag ermächtigen, hinsichtlich einer
bestimmten Ware von den in diesen Absätzen
erwähnten Fristen für die Beseitigung oder
Einführung eines Zolles abzuweichen. Der Rat
beschließt den Zeitplan für die Senkung und
für die vor dem 1. Jänner 1985 durchzufüh-
rende Beseitigung jedes einer derartigen Er-
mächtigung unterliegenden Zolles. Sämtliche
aufgrund dieses Anhangs angewendeten Zölle,
einschließlich des Zeitplans für deren Senkung
und des Ausgangszolls, sind listenmäßig zu
erfassen."

2. Diese Abänderung tritt an dem Tag in Kraft,
an dem die letzte Annahmeurkunde der Mit-
gliedstaaten bei der Regierung Schwedens hinter-
legt worden ist.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete An-
nahmeurkunde wurde am 5. August 1976 bei der Schwedischen Regierung hinterlegt; die Abände-
rung ist gemäß ihrer Z. 2 am 31. August 1976 in Kraft getreten.

Kreisky
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621.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

Z U S A T Z A B K O M M E N
ZUM ABKOMMEN VOM 12. OKTOBER
1966 ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER TÜRKISCHEN REPU-

BLIK ÜBER SOZIALE SICHERHEIT •)

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Türkischen Republik

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, das am
12. Oktober 1966 geschlossene Abkommen über
Soziale Sicherheit — im folgenden Abkommen
genannt — zu ändern und zu ergänzen, und
haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Franz H e r b a t s c h e k , ao. und
bev. Botschafter der Republik Österreich in
der Türkischen Republik,

der Präsident der Türkischen Republik

Herrn Dr. Cenap K e s k i n , ao. Gesandter
und bev. Minister im Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten der Republik Türkei,
Leiter der Abteilung für soziale Sicherheit.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel I

1. a) Artikel 1 Ziffer 4 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„4. .ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE'

in bezug auf Österreich den Bundesminister für
soziale Verwaltung, hinsichtlich der Familienbei-
hilfe den Bundesminister für Finanzen,

in bezug auf die Türkei das Arbeitsministe-
rium;".

b) Artikel 1 Ziffer 13 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„13. ,FAMILIENBEIHILFE'

die Familienbeihilfe nach den österreichischen
Rechtsvorschriften."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 337/1969
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2. Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„(1) Dieses Abkommen bezieht sich

1. in Österreich auf die Rechtsvorschriften über
a) die Krankenversicherung mit Ausnahme

der folgenden Sonderversicherungen:
aa) Sonderversicherung für Kriegshin-

terbliebene und Hinterbliebene von
Präsenzdienern,

bb) Sonderversicherung für Kriegsbe-
schädigte und beschädigte Präsenz-
diener in beruflicher Ausbildung;

b) die Pensionsversicherung der Arbeiter,
die Pensionsversicherung der Angestell-
ten und die knappschaftliche Pensions-
versicherung;

c) die Pensionsversicherung der in der ge-
werblichen Wirtschaft selbständig Er-
werbstätigen;

d) die Pensionsversicherung der in der
Land- und Forstwirtschaft selbständig
Erwerbstätigen;

e) die Unfallversicherung mit Ausnahme
der Unfallversicherung der Kriegsbe-
schädigten und der beschädigten Präsenz-
diener in beruflicher Ausbildung;

f) die Familienbeihilfe;

2. in der Türkei auf die Rechtsvorschriften
über
a) die Krankenversicherung, Mutterschafts-

versicherung, Versicherung gegen Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten und
die Invaliditäts-, Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung für Dienstnehmer;

b) die Invaliditäts-, Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung für selbständige
Erwerbstätige;

c) die Pensionskasse für Beamte und Ange-
stellte des Staates;

d) die Sozialversicherungskassen, soweit sie
die unter Buchstabe a bezeichneten Ver-
sicherungen für Dienstnehmer durch-
führen, deren Kategorien im türkischen
Gesetz über Sozialversicherung genannt
sind."

3. Artikel 3 des Abkommens erhält folgende
Fassung:

„Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts ande-
res bestimmt, für die Staatsangehörigen der
Vertragsstaaten sowie für ihre Familienangehöri-
gen und Hinterbliebenen."

4. Dem Artikel 6 des Abkommens wird ein
Absatz 3 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(3) Für das Entstehen eines Pensions-
anspruches aus der österreichischen Pensionsver-
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sicherung der in der gewerblichen Wirtschaft
selbständig Erwerbstätigen steht dem Erlöschen
der Gewerbeberechtigung beziehungsweise des
Gesellschaftsverhältnisses in Österreich die Ein-
stellung der entsprechenden selbständigen Er-
werbstätigkeit in der Türkei gleich."

5. Artikel 7 des Abkommens erhält folgende
Fassung:

„(1) Unbeschadet der Artikel 8, 8 a und 9
richtet sich die Versicherungspflicht nach den
Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dessen
Gebiet die Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. Dies
gilt bei Ausübung einer unselbständigen Erwerbs-
tätigkeit auch dann, wenn sich der Dienstgeber
oder der Sitz des Unternehmens im Gebiet des
anderen Vertragsstaates befindet.

(2) Würde die Anwendung des Absatzes 1
bewirken, daß nach den Rechtsvorschriften bei-
der Vertragsstaaten gleichzeitig Versicherungs-
pflicht bestünde, dann gilt folgendes:

a) Bei gleichzeitiger Ausübung einer unselb-
ständigen und einer selbständigen Erwerbs-
tätigkeit richtet sich die Versicherungs-
pflicht nach den Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates, in dessen Gebiet die unselb-
ständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird.

b) Bei gleichzeitiger Ausübung von selbstän-
digen Erwerbstätigkeiten richtet sich die
Versicherungspflicht nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, in dem sich
der Erwerbstätige gewöhnlich aufhält."

6. Nach Artikel 8 des Abkommens wird ein
Artikel 8 a mit folgendem Wortlaut eingefügt:

„(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Ver-
tragsstaates im Dienste dieses Vertragsstaates oder
eines anderen öffentlichen Dienstgebers dieses
Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat beschäf-
tigt, so gelten die Rechtsvorschriften des ersten
Vertragstaates.

(2) Hält sich ein österreichischer Staatsange-
höriger gewöhnlich in der Türkei auf und wird
er dort bei der diplomatischen oder einer berufs-
konsularischen Vertretung Österreichs beschäf-
tigt, so gelten die türkischen Rechtsvorschriften.
Hält sich ein türkischer Staatsangehöriger ge-
wöhnlich in Österreich auf und wird er dort
bei der diplomatischen oder einer berufs-
konsularischen Vertretung der Türkei beschäf-
tigt, so gelten die österreichischen Rechtsvor-
schriften. Der Dienstnehmer kann binnen drei
Monaten nach Beginn der Beschäftigung die An-
wendung der Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates wählen, dessen Staatsangehöriger er ist.
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Er gilt dann als an dem Ort beschäftigt, an dem
die Regierung dieses Vertragsstaates ihren Sitz
hat. Die Wahl ist gegenüber dem Dienstgeber zu
erklären. Die gewählten Rechtsvorschriften gel-
ten unwiderruflich vom Tag der Erklärung an.

(3) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertrags-
staates im anderen Vertragsstaat von einem Mit-
glied der diplomatischen oder einer berufs-
konsularischen Vertretung des ersten Vertrags-
staates in persönlichen Diensten beschäftigt, so
gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Für die Dienstnehmer eines Wahlkonsuls
(Honorarkonsuls) gelten die Absätze 1 bis 3.
nicht."

7. Artikel 9 des Abkommens erhält folgende
Fassung:

„Auf gemeinsamen Antrag der betroffenen
Dienstnehmer und Dienstgeber oder auf Antrag
des betroffenen selbständig Erwerbstätigen
kann die zuständige Behörde des Vertragsstaates,
dessen Rechtsvorschriften nach den Artikeln 7
bis 8 a anzuwenden wären, die Befreiung von
diesen Rechtsvorschriften zulassen, wenn die in
Betracht kommenden Personen den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates unterstellt
werden. Bei der Entscheidung ist auf die Art
und die Umstände der Erwerbstätigkeit Bedacht
zu nehmen. Vor der Entscheidung ist der zu-
ständigen Behörde des anderen Vertragsstaates
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ist der
Dienstnehmer nicht in dessen Gebiet beschäftigt,
so gilt er als dort beschäftigt."

8. Artikel 16 Absatz 2 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„(2) Die zuständigen Behörden können auf
Vorschlag der beteiligten Versicherungsträger zur
verwaltungsmäßigen Vereinfachung vereinbaren,
daß für alle Fälle oder für bestimmte Gruppen
von Fällen anstelle von Einzelabrechnungen
Pauschalzahlungen treten."

9. a) Im Artikel 18 Absatz 3 erster Halbsatz
des Abkommens sind nach dem Wort „Monate"
die Worte „für die Berechnung der Pension"
einzufügen.

b) Im Artikel 18 Absatz 3 zweiter Halbsatz
des Abkommens hat die Zitierung „Artikel 19
Absatz 3 Buchstabe b" zu lauten.

10. Im Artikel 19 Absatz 1 des Abkommens
ist der Ausdruck „der Absätze 2 bis 5" durch
den Ausdruck „der folgenden Absätze" zu
ersetzen.
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11. Abschnitt II Kapitel 4 des Abkommens
erhält folgende Fassung:

„ K a p i t e 1 4

FAMILIENBEIHILFE

Artikel 25

(1) Türkische Staatsangehörige, die als Dienst-
nehmer in Österreich auf Grund einer nach
österreichischen Rechtsvorschriften erteilten
Arbeitserlaubnis beschäftigt sind, ohne jedoch
in Österreich einen Wohnsitz oder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt zu haben, haben nach Maßgabe
der österreichischen Rechtsvorschriften Anspruch
auf Familienbeihilfe auch für ihre in der Türkei
lebenden Kinder. Ein Anspruch auf Familien-
beihilfe besteht nur, wenn die Beschäftigung
in Österreich mindestens einen vollen Kalender-
monat dauert.

(2) Absatz 1 gilt auch für jene türkischen
Staatsangehörigen, die sowohl in Österreich als
auch in der Türkei einen Wohnsitz, jedoch den
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in der Türkei
haben.

(3) Artikel 5 gilt in bezug auf die Familien-
beihilfe nur insoweit, als die Voraussetzungen
des Absatzes 1 vorliegen, sowie für Zeiträume,
durch die auf Grund einer Beschäftigung im
Sinne des Absatzes 1 Geldleistungen aus der
gesetzlichen Krankenversicherung von einem
österreichischen Versicherungsträger bezogen
werden.

(4) Absatz 1 gilt nicht, wenn sich der Dienst-
geber oder der Sitz des Unternehmens, das
Dienstnehmer im Sinne des Absatzes 1 beschäf-
tigt, nicht in Österreich befindet, soweit es sich
nicht um Dienstnehmer einer in Österreich
befindlichen Zweigniederlassung eines solchen
Unternehmens handelt.

(5) Artikel 9 gilt nicht für die Familienbei-
hilfe."

12. Artikel 26 Absatz 1 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„(1) Die zuständigen Behörden können die
für die Durchführung dieses Abkommens not-
wendigen Verwaltungsmaßnahmen in einer Ver-
einbarung regeln. Sie können insbesondere Ver-
bindungsstellen, die der Erleichterung der Durch-
führung dieses Abkommens dienen, einrichten."

13. a) Die bisherige Fassung des Artikels 28
des Abkommens wird mit Absatz 1 bezeichnet.

b) Dem Artikel 28 des Abkommens wird ein
Absatz 2 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(2) Vollstreckbare Rückstandsausweise über
zu Unrecht bezogene Familienbeihilfe, die gemäß
den nach Artikel 2 anzuwendenden Rechtsvor-
schriften zur Rückzahlung vorgeschrieben wurde,
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werden in der Türkei anerkannt und die auf dem
Rückstandsausweis ausgewiesenen Beträge nach
jenem Verwaltungsverfahren eingetrieben, das
für die Eintreibung der dem türkischen Ver-
sicherungsträger geschuldeten Beiträge gilt."

14. Im Artikel 32 Absatz 1 des Abkommens
ist der Punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen
und folgender Halbsatz anzufügen:
.„dies gilt nicht, wenn der Antragsteller aus-
drücklich beantragt, daß die Feststellung einer
nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
erworbenen Leistung bei Alter aufgeschoben
wird."

15. Nach Artikel 36 des Abkommens ist ein
Artikel 36 a mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„Die einer Person, die aus politischen oder
religiösen Gründen oder aus Gründen der Ab-
stammung in ihren sozialversicherungsrechtlichen
Verhältnissen einen Schaden erlitten hat, nach
den österreichischen Rechtsvorschriften zustehen-
den Rechte werden durch die Bestimmungen des
Artikels 6 Absatz 2 und des Artikels 18 Absatz 1
des Abkommens nicht berührt."

16. In Ziffer 3 des Schlußprotokolls haben
die Bezeichnung Buchstabe a und die Bestimmung
des Buchstaben b zu entfallen.

17. Der Ziffer 4 des Schlußprotokolls ist der
Buchstabe e mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„e) Die österreichischen Rechtsvorschriften
über die Berücksichtigung der im Gebiet
der ehemaligen österreichisch-ungarischen
Monarchie außerhalb des Gebietes der
Republik Österreich zurückgelegten Zeiten
einer selbständigen Erwerbstätigkeit finden
auf türkische Staatsangehörige keine An-
wendung."

18. a) Ziffer 12 Buchstabe c des Schluß-
protokolls erhält folgende Fassung:

„Übersteigt die Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten das nach
den österreichischen Rechtsvorschriften für die
Bemessung des Steigerungsbetrages festgelegte
Höchstausmaß, so ist die geschuldete Teilpension
nach dem Verhältnis zu berechnen, das zwischen
der Dauer der nach den österreichischen Rechts-
vorschriften zu berücksichtigenden Versicherungs-
zeiten und dem erwähnten Höchstausmaß von
Versicherungsmonaten besteht."

b) Der Ziffer 12 Buchstabe k des Schluß-
protokolls ist folgender Satz anzufügen:
„Bestünde hingegen allein auf Grund der nach
den österreichischen Rechtsvorschriften zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten Anspruch
auf Pension, so gebührt der Hilflosenzuschuß in
dem dieser Pension entsprechendem Ausmaß, es
sei denn, daß nach den türkischen Rechtsvor-
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schriften eine Erhöhung der Pension wegen Hilf-
losigkeit gewährt wird."

c) Der Ziffer 12 des Schlußprotokolls sind die
Buchstaben n und o mit folgendem Wortlaut
anzufügen:

„n) Bei Durchführung des Absatzes 3 Buch-
staben a und b haben die Versicherungs-
träger unbeschadet des Absatzes 4 sich
deckende Versicherungszeiten mit ihrem
tatsächlichen Ausmaß zu berücksichtigen.

o) Bei Anwendung der österreichischen
Rechtsvorschriften über die Hinzurechnung
von Versicherungszeiten im Falle eines
Witwenfortbetriebes sind türkische Ver-
sicherungszeiten nicht zu berücksichtigen."

19. Dem Schlußprotokoll ist eine Ziffer 15 mit
folgendem Wortlaut anzufügen:

„15. Abschnitt II Kapitel 2 gilt nicht für
Fälle, in denen nach den österreichischen Rechts-
vorschriften über die Pensionsversicherung der
in der Land- und Forstwirtschaft selbständig
Erwerbstätigen die Rechtsvorschriften über die
landwirtschaftliche Zuschußrentenversicherung
weiterhin Anwendung finden."

Artikel II
Die im Artikel 8 a Absatz 2 des Abkommens

in der Fassung des Artikels I Ziffer 6 festgesetzte
Frist beginnt für Personen, die am Tag des
Inkrafttretens dieses Zusatzabkommens beschäf-
tigt sind, mit diesem Tag.

Artikel III
(1) Bei Anwendung des Abkommens in bezug

auf die im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 1 Buch-
staben c und d sowie Ziffer 2 Buchstaben b bis d
des Abkommens in der Fassung dieses Zusatz-
abkommens bezeichneten Rechtsvorschriften gilt
Artikel 36 des Abkommens entsprechend.

(2) Bei Anwendung des Artikels 36 a des
Abkommens in der Fassung dieses Zusatz-
abkommens gilt Artikel 36 Absatz 3 Buchstabe b
und Absatz 7 des Abkommens entsprechend.

Artikel IV
(1) Dieses Zusatzabkommen ist zu ratifi-

zieren. Die Ratifikationsurkunden sind sobald
wie möglich in Wien auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, am
ersten Tag des zweiten Monats nach Ablauf des
Monats in Kraft, in dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht werden.

(3) Die Bestimmungen des Artikels I Ziffer 15
treten rückwirkend mit dem Inkrafttreten des
Abkommens in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Zusatzabkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.
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GESCHEHEN zu Ankara, am 6. August 1974,
in zwei Urschriften, in deutscher und türkischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich :
Franz Herbatschek m. p.

Für die Türkische Republik:
Cenap Keskin m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 13. Oktober 1976 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß
seinem Artikel IV am 1. Dezember 1976 in Kraft.

Androsch

622.

Ü B E R E I N K O M M E N
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Sozialistischen
Republik Rumänien über die Zusammen-
arbeit auf wissenschaftlich-technischem Gebiet

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien,

überzeugt von den gegenseitigen Vorteilen, die
ihnen aus der wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit erwachsen,

und vom Wunsche geleitet, die guten Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten auf den
Gebieten der wissenschaftlich-technischen For-
schung und Entwicklung zu vertiefen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Parteien werden ihre
Zusammenarbeit auf den Gebieten der wissen-
schaftlich-technischen Forschung und Entwicklung
fördern.

Artikel 2

Die Vertragschließenden Parteien werden zur
Vertiefung der Zusammenarbeit auf den Gebie-
ten der wissenschaftlich-technischen Forschung
und Entwicklung insbesondere fördern:

1. die gemeinsame Erstellung und Durchfüh-
rung von Forschungs- und Entwicklungs-
programmen zwischen den wissenschaftlich-
technischen Anstalten und Organisationen
beider Länder;

2. die gemeinsame Errichtung von Forschungs-
einrichtungen auf Grund von Programmen,
die zwischen den zusammenarbeitenden In-
stitutionen beider Länder vereinbart werden;

3. die Bildung von gemeinsamen Forschungs-
und Entwicklungsgruppen;

4. den wissenschaftlich-technischen Erfahrungs-
austausch durch Besuche, Studienreisen und
Konsultationen von Wissenschaftern und
sonstigen Fachleuten;
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5. den Austausch von wissenschaftlich-techni-
schen Veröffentlichungen, Dokumentationen
und Informationen auf nichtkommerzieller
Grundlage;

6. die Veranstaltung von wissenschaftlich-tech-
nischen Ausstellungen bzw. Vorführungen
auf nichtkommerzieller Grundlage;

7. die Gewährung von Stipendien für Wissen-
schafter, Forscher und Spezialisten an Uni-
versitäten und Forschungsinstituten.

Artikel 3
1. Die Vertragschließenden Parteien werden

die bei der Durchführung dieses Übereinkommens
entstehenden unmittelbaren Kontakte und die
Zusammenarbeit sowie den Abschluß von Son-
dervereinbarungen zwischen den wissenschaftlich-
technischen Organen und Fachinstitutionen beider
Staaten unterstützen.

2. In solchen Vereinbarungen soll die Frage
des Schutzes der Interessen der Partner berück-
sichtigt werden.

3. Derartige Vereinbarungen gelten dann als
im Rahmen des vorliegenden Übereinkommens
geschlossen, wenn die Vertragschließenden Par-
teien einander vom Abschluß unterrichtet haben.

Artikel 4
Zum Zwecke der Durchführung dieses Über-

einkommens, insbesondere zur Erstellung von
Programmen gemeinsamer Projekte im wissen-
schaftlich-technischen Bereich, zur Unterstützung
der direkten Zusammenarbeit auf den verschie-
denen Gebieten der wissenschaftlich-technischen
Forschung und Entwicklung und zur Förderung
gemeinsamer Forschungsvorhaben werden, ent-
sprechend Artikel XX des Abkommens über
kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Repu-
blik Österreich und der Sozialistischen Republik
Rumänien vom 17. September 1971, Delegationen
der Vertragschließenden Parteien wechselweise in
Österreich und Rumänien zusammentreten. Der
Zeitpunkt des Zusammentretens dieser Delega-
tionen wird auf diplomatischem Wege festgelegt.

Artikel 5
Das vorliegende Übereinkommen tritt sechzig

Tage nach Unterzeichnung in Kraft.

Artikel 6
Dieses Übereinkommen wird für die Dauer

von fünf Jahren abgeschlossen. Es tritt durch
Kündigung oder mit dem Zeitpunkt des Außer-
krafttretens des Abkommens über die kulturelle
Zusammenarbeit zwischen der Republik Öster-
reich und der Sozialistischen Republik Rumänien,
abgeschlossen in Wien am 17. September 1971,
außer Kraft. Sofern die Kündigung unter Ein-
haltung einer sechsmonatigen Frist schriftlich auf
diplomatischem Wege nicht erfolgt, verlängert es
sich stillschweigend jeweils auf weitere fünf
Jahre.
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Geschehen zu Wien am 30. September 1976
in zweifacher Urschrift in deutscher und rumä-
nischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Firnberg m. p.

Für die Regierung der Sozialistischen Republik
Rumänien :

Avram m. p.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 29. November 1976 in Kraft.

Kreisky

623.
(Übersetzung)

A b k o m m e n
zwischen dem Bundesminister für Handel
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Ministerium für Industrien, Handel
und Integration der Republik Ecuador

andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1
Das Ministerium für Industrien, Handel und

Integration der Republik Ecuador bestätigt, daß
zur Ausstellung von Zeugnissen über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoll-
ermäßigten Einfuhr nach Österreich folgende
Stellen ermächtigt sind:

Dirección General de Comercio Exterior of
the Ministry of Industries, Commerce and Inte-
gration of the Republic of Ecuador in Quito
(MICEI)

Dirección Regional del MICEI in Guayaquil

Artikel 2
(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die

handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes):
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(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb be-
dienten Maschinen oder Geräten hergestellt wor-
den sind. Die Verwendung von maschinell er-
zeugten Rohmaterialien schließt grundsätzlich
handwerklich hergestellte Waren von den nach
österreichischem Recht eingeräumten Begünsti-
gungen nicht aus.

Artikel 3
Das Ministerium für Industrien, Handel und

Integration der Republik Ecuador wird jede
Änderung bezüglich der im Artikel 1 genannten
Stellen dem Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich bekanntgeben.

Artikel 4
Das Ministerium für Industrien, Handel und

Integration der Republik Ecuador leistet bei der
Prüfung der Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit
der Zeugnisse den österreichischen Behörden über
deren Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5
Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach

Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 13. Oktober 1976,
in zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Für den Minister für Industrien, Handel und
Integration der Republik Ecuador:

Filoteo Samaniego
Minister und Geschäftsträger a. i.

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 24. November 1976 in Kraft.

Androsch


